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 Bundesminis terium 
für Landesverteidigung und Sport 
 FLeg 

 Sachbearbeitung durch: 
VB Mag. Verena SCHMID 
Tel: 10 21640 
IFMIN:   

GZ S91043/11-FLeg/2015 (1) 
 
 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das 
Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Richter- und 
Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das 
Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, das Land- und forstwirtschaftliche 
Landesvertragslehrpersonengesetz, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes-
Personalvertretungsgesetz und das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz geändert werden (2. 
Dienstrechts-Novelle 2015); 
Stellungnahme 
 
Bezug 
S91043/1-FLeg/2015 
S91043/4-FLeg/2015 
S91043/5-FLeg/2015 
S91043/7-FLeg/2015 
S91043/9-FLeg/2015 
S91043/10-FLeg/2015 
S91063/2-FLeg/2015 
S91063/4-FLeg/2015 
S95930/13-ZTA/2015 
 
 
An 
Bundeskanzleramt 
post@bka.gv.at 
Ballhausplatz 2 
A-1014 Wien 
iii1@bka.gv.at; manuel.treitinger@bka.gv.at  
 
 
Zu dem mit der do. Note vom 2. November 2015, GZ BKA-920.196/0006-III/1/2015, 
übermittelten Entwurf einer 2. Dienstrechts-Novelle 2015, nimmt das Bundesministerium 
für Landesverteidigung und Sport wie folgt Stellung: 
 
 
A) Zum gegenständlichen Entwurf: 
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I. Zum Artikel 1 – Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979: 
 

Zum Art. 1 Z 2 betreffend § 140 Abs. 2 BDG 1979: 
 
Das ho. Ressort erlaubt sich darauf hinzuweisen, dass beim Entwurf auf Seite zwei sowie in 
der Textgegenüberstellung der geltenden Fassung zur vorgeschlagenen Fassung auf Seite 
zwei der Amtstitel in der Verwendungsgruppe A5 in der Funktionsgruppe GL,1 und 2 
Oberamtsassistentin oder Oberassistent heißt, jedoch Oberamtsassistentin oder 
Oberamtsassistent heißen müsste. 
 
 
II. Zum Artikel 2 – Änderung des Gehaltsgesetzes 1956: 
 
1. Zum Art. 2 Z 2 betreffend § 30 Abs. 4a GehG: 
 
Nach der im Entwurf vorgesehenen Bestimmung des § 30 Abs. 4a können Beamtinnen und 
Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der Verwendungsgruppe A1 und der 
Funktionsgruppe 8 bis 30. März 2016 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des 
Abs. 4 für ein Kalenderjahr ausschließen. 
 
Im zitierten Entwurf ist das Datum 30. März 2016 angeführt. Es handelt sich dabei 
offensichtlich um ein Redaktionsversehen, da der Monat März 31 Tage hat. Um im 
kommenden Jahr eventuelle Terminverluste zu vermeiden, wird ersucht, das Datum in der 
angeführten Bestimmung auf 31. März zu ändern. 
 
§ 30 Abs. 4a sollte daher wie folgt lauten: 
 

„(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der 
Verwendungsgruppe A 1 und der Funktionsgruppe 8 der Verwendungsgruppe A 2 können 
bis 31. März 2016 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für ein 
Kalenderjahr ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist rechtsunwirksam, wenn ihr 
eine Bedingung beigefügt wird.“ 
 
 
2. Zum Art. 2 Z 11 betreffend § 74 Abs. 4a GehG: 
 
Wie oben ausgeführt, scheint es sich auch bei dieser Bestimmung, die ebenfalls auf das 
Datum 30. März 2016 abstellt, um ein Redaktionsversehen zu handeln. Es wird angeregt aus 
Gründen der Einheitlichkeit der Rechtsordnung das Datum auf 31. März zu ändern. 
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3. Zum Art. 2 Z 13 betreffend § 91 Abs. 4a GehG: 
 
Nach der im Entwurf vorgesehenen Bestimmung des § 91 Abs. 4a können Beamtinnen und 
Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der Verwendungsgruppe M BO 1 und der 
Funktionsgruppen 8 und 9 der Verwendungsgruppen M BO 2 oder M ZO 2 bis 
30. März 2016 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für ein 
Kalenderjahr ausschließen. 
 
Im zitierten Entwurf ist das Datum 30. März 2016 angeführt. Es handelt sich dabei 
offensichtlich um ein Redaktionsversehen, da der Monat März 31 Tage hat. Um im 
kommenden Jahr eventuelle Terminverluste zu vermeiden, wird ersucht, das Datum in der 
angeführten Bestimmung auf 31. März zu ändern. 
 
§ 91 Abs. 4a sollte daher wie folgt lauten: 
 

„(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der 
Verwendungsgruppen M BO 1 oder M ZO 1 und der Funktionsgruppen 8 und 9 der 
Verwendungsgruppen M BO 2 oder M ZO 2 können bis 31. März 2016 durch schriftliche 
Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für ein Kalenderjahr ausschließen. Eine solche 
schriftliche Erklärung ist rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird.“ 
 
 
III. Zum Artikel 3 – Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948: 
 
Zum Art. 3 Z 6 betreffend § 73 Abs. 3a VBG: 
 
Nach der im Entwurf vorgesehenen Bestimmung des § 73 Abs. 3a können 
Vertragsbedienstete der Bewertungsgruppen v1/4 und v2/6 bis 30. März 2016 durch 
schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 3 für ein Kalenderjahr ausschließen. 
 
Im zitierten Entwurf ist das Datum 30. März 2016 angeführt. Es handelt sich dabei 
offensichtlich um ein Redaktionsversehen, da der Monat März 31 Tage hat. Um im 
kommenden Jahr eventuelle Terminverluste zu vermeiden, wird ersucht, das Datum in der 
angeführten Bestimmung auf 31. März zu ändern. 
 
§ 73 Abs. 3a sollte daher wie folgt lauten: 
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„(3a) Vertragsbedienstete der Bewertungsgruppen v1/4 und v2/6 können bis 31. 
März 2016 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 3 für ein Kalenderjahr 
ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist rechtsunwirksam, wenn ihr eine 
Bedingung beigefügt wird.“ 
 
 
IV. Zum Artikel 8 – Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955: 
 
Zum Art. 8 Z 3 betreffend § 7a RGV 1955: 
 
Nach der im Entwurf enthaltenen Bestimmung soll ein „Beförderungszuschuss“ neugeregelt 
werden. Aus Sicht des ho. Ressorts wäre folgendes anzuregen: 
 
Für eine bundesweit einheitliche Ermittlung der Weglänge im Zusammenhang mit dem im 
§ 7a RGV 1955 geplanten Beförderungszuschusses wäre die Verwendung eines konkreten 
Routenplaners, eventuell hinterlegt im Abrechnungsmodul ESS-RM, festzulegen. 
 
Im § 7a RGV 1955 wäre zu konkretisieren, dass die maximale Obergrenze für den 
Beförderungszuschuss in der Höhe von 52,00 €, sowie der Beförderungszuschuss von 1,64 
€ bei einer Weglänge bis acht Kilometer sich lediglich auf eine Wegstrecke 
(Dienststelle/Wohnung – Dienstverrichtungsstelle) bezieht. 
 
§ 7a dritter Satz hätte daher wie folgt zu lauten: 

 
„Insgesamt darf der Beförderungszuschuss 52,00 € pro Wegstrecke nicht übersteigen.“ 
 
Weiters erscheint die maximale Obergrenze für den Beförderungszuschuss in der Höhe von 
52,00 €, speziell im Zusammenhang mit Auslandsdienstreisen, aus ho. Sicht nicht 
gerechtfertigt und kann beispielsweise im Bereich der Militärattaches zu Problemen führen, 
da die Zahl der Dienstfahrzeuge für diese Personengruppe nachhaltig reduziert wurde. 

Derzeit erfolgt die Berechnung für den Ersatz der Fahrtauslagen bei mehrtägigen 
Dienstreisen an den selbigen Dienstverrichtungsort im Sinne des § 18 Abs. 3 Z 2 RGV 1955 
bei Benützung des beamteneigenen Kfz gegen Ersatz des öffentlichen 
Massenbeförderungsmittels nach den „Zeitkartenmodellen“ der ÖBB (Wochen- und 
Monatskarte). Gelangt nun auf Verlangen des Beamten ein Beförderungszuschuss im Sinne 
des § 7a RGV 1955 zur Auszahlung, würde dies aus ho. Sicht entsprechende Mehrkosten 
verursachen. Die Wochenkarte Wiener Neustadt – Wien kostet 49,70 €, der 
Beförderungszuschuss gemäß des im Entwurf vorliegenden § 7a RGV 1955 für eine 
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fünftägige Dienstreise gemäß § 18 Abs. 3 Z 2 RGV 1955 und einer täglichen Wegstrecke 
von á 50 Kilometer beträgt 100,00 €. 

Es wäre daher im § 7a klar zu stellen, welches „Berechnungsmodell“ jeweils Anwendung 

findet.  

 
 
B) Weitere, über den gegenständlichen Entwurf hinausgehende Ressortanliegen zu den 
im Entwurf enthaltenen Gesetzen: 
 
I. Zum Artikel 1 – Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979: 
 
1. Zum § 75 BDG 1979: 
 
Nach dem geltenden § 75 Abs. 3 endet ein Karenzurlaub ua. spätestens mit Ablauf des 
Kalendermonates, in dem der Karenzurlaub gemeinsam mit früheren Karenzurlauben eine 
Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht.  
 
Aus Sicht des ho. Ressorts erscheint es sinnvoll, die Verlängerung des Karenzurlaubes für 
Bedienstete über dem 55. Lebensjahr zu ermöglichen, da eine Rückkehr auf einen adäquaten 
Posten oftmals nur schwer realisierbar ist. 
 
Nach § 75 Abs. 3 könnte daher folgender Abs. 3a angefügt werden: 
 

„(3a) Dem Beamten, dessen Karenzurlaub nach Vollendung des 55. Lebensjahres 
endet, kann ein weiterer Karenzurlaub bis zur Versetzung in den Ruhestand gewährt 
werden.“ 
 
 
2. Zum § 141a Abs. 7 BDG 1979: 
 
Im Zuge der laufenden Strukturanpassungen des österreichischen Bundesheeres ist es 
oftmals erforderlich, einem Bediensteten einen anderen Arbeitsplatz zuzuweisen. Nach der 
geltenden Rechtslage kann einem Bediensteten ohne Ausschreibung nur ein niedriger 
bewerteter Arbeitsplatz zugewiesen werden. Um eine Beschleunigung der 
Verwaltungsvorgänge und eine Entlastung der Dienstbehörden sowie eine entsprechende 
Akzeptanz der betroffenen Bediensteten zu erreichen, wäre es sinnvoll, gleich bewertete 
Arbeitsplätze ohne Ausschreibung zuzuweisen.  
 
§ 141a Abs. 7 könnte daher wie folgt lauten: 
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„(7) Die Zuweisung eines niedriger oder gleich bewerteten Arbeitsplatzes nach den 

Abs. 1 oder 3 ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. Dies gilt nicht für zeitlich 
begrenzte Funktionen.“ 
 
 
3. Zum § 147 Abs. 3 Z 1 BDG 1979 : 
 
Nach dem geltenden § 147 Abs. 3 Z 1 ist bei Arbeitsplätzen von Militärpersonen auch die 
besondere Führungsverantwortung im Hinblick auf Ausbildung, Bildung und Führung von 
Menschen im Frieden und im Einsatz zu bewerten. Wie oben ausgeführt, ist es im Zuge der 
laufenden Strukturanpassungen des österreichischen Bundesheeres oftmals erforderlich 
einem Bediensteten einen anderen Arbeitsplatz zuzuweisen. Aus ho. Sicht sollte diese 
Bestimmung entfallen, um insbesondere im akademischen- und Spezialistenbereich einen 
Arbeitsplatz flexibel entweder mit einer Militärperson oder mit einem Beamten der 
allgemeinen Verwaltung besetzen zu können.  
 
Eine entsprechende Bestimmung könnte daher wie folgt lauten: 

 

„§ 147 Abs. 3 Z 1 entfällt.“ 
 
 
4. Zum § 151 Abs. 7 BDG 1979: 
 
Wie mehrfach ausgeführt, ist es im Zuge der laufenden Strukturanpassungen des 
österreichischen Bundesheeres oftmals erforderlich, Änderungen in der konkreten 
Organisation einzelner Verbände oder einzelner Dienststellen vorzunehmen. 
 
Gemäß § 151 Abs. 7 sind Militärpersonen auf Zeit, die auf Grund eines 
Gesundheitsproblems gekündigt wurden im Falle der Bewerbung um eine Planstelle einer 
Verwendungsgruppe, die nicht für Militärpersonen auf Zeit vorgesehen ist, vorzugsweise zu 
berücksichtigen, wenn sie für die angestrebte Planstelle gleich geeignet sind wie die übrigen 
Bewerber. Da eine Kündigung auf Grund eines Bedarfsmangels nicht von Bediensteten 
verursacht wurde erscheint es aus ho. Sicht gerechtfertigt, dieser Personengruppe ebenso die 
Bonität dieser Bestimmung zukommen zu lassen. 
 

§ 151 Abs. 7 könnte daher wie folgt lauten: 
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„(7) Militärpersonen auf Zeit, die nach Ablauf der zulässigen Gesamtdauer des 
Dienstverhältnisses oder auf Grund einer Kündigung nach Abs. 4 Z 1 und 4 aus dem 
Dienstverhältnis ausscheiden, sind in den ersten vier Jahren nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses im Falle der Bewerbung um eine Planstelle einer Verwendungsgruppe, 
die nicht für Militärpersonen auf Zeit vorgesehen ist, vorzugsweise zu berücksichtigen, 
wenn sie für die angestrebte Planstelle gleich geeignet sind wie die übrigen Bewerber.“ 
 
 

5. Zum § 152c Abs. 7 BDG 1979: 
 

Wie oben zu § 141a Abs. 7 ausgeführt ist es im Zuge der laufenden Strukturanpassungen 
des österreichischen Bundesheeres oftmals erforderlich einem Bediensteten einen anderen 
Arbeitsplatz zuzuweisen. Nach der geltenden Rechtslage kann einer Militärperson ohne 
Ausschreibung nur ein niedriger bewerteter Arbeitsplatz zugewiesen werden. Um eine 
Beschleunigung der Verwaltungsvorgänge und eine Entlastung der Dienstbehörden sowie 
eine entsprechende Akzeptanz der betroffenen Bediensteten zu erreichen, wäre es auch für 
Militärpersonen zu ermöglichen, gleich bewertete Arbeitsplätze ohne Ausschreibung 
zuzuweisen.  
 

§ 152c Abs. 7 könnte daher wie folgt lauten: 
 

„(7) Die Zuweisung eines niedriger oder gleich bewerteten Arbeitsplatzes nach den 
Abs. 1 und 3 ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. Dies gilt nicht für zeitlich 
begrenzte Funktionen.“ 
 
 

6. Zur Anlage 1, Z 12.13 BDG 1979: 
 
Für die Ernennung in die Verwendungsgruppe M BO 1, Generalstabsdienst, ist gemäß 
Z 12.13 eine mindestens fünfjährige Dienstleistung als Berufsmilitärperson der 
Verwendungsgruppe M BO 2 erforderlich. Militärpiloten werden im ho. Bereich als Militär-
Vertragsbedienstete gemäß § 1 Abs. 3 Z 2 lit. d des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146, 
beschäftigt.  
 
Auf Grund der jetzigen Rechtslage ist eine weitere Verwendung im Generalstabsdienst im 
Rahmen einer Sonderlaufbahn als Militärpilot daher grundsätzlich ausgeschlossen. Aus ho. 
Sicht ist diese Änderung zum notwendigen Erhalt der Fachexpertise von ehemaligen 
Militärpiloten im Generalstabsdienst unbedingt erforderlich.  
 

Anlage 1, Z 12.13 könnte daher wie folgt lauten: 
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„12.13. Für die Verwendung im Generalstabsdienst die erfolgreiche Ablegung der 

Reife- und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung an einer höheren Schule; an Stelle 
des Erfordernisses der Z 12.12 lit. a der erfolgreiche Abschluss der 
Generalstabsausbildung sowie eine mindestens fünfjährige Dienstleistung als 
Berufsmilitärperson der Verwendungsgruppe M BO 2 oder als Militär-VB 
gemäß § 1 Abs. 3 Z 2 lit. d WG 2001; auf die Generalstabsausbildung sind die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die Grundausbildung anzuwenden.“ 

 
 
II. Zum Artikel 2 – Änderung des Gehaltsgesetzes 1956: 
 
1. Zum § 17 Abs. 3 GehG: 
 
Im Bereich des ho. Ressorts ist eine Dienstleistung an Sonn- und Feiertagen nicht nur bei 
Schicht- oder Wechseldienst, sondern im Rahmen des Normaldienstes üblich. Bedienstete, 
die im Rahmen des Normaldienstes an Sonn- und Feiertagen Dienst leisten, haben jedoch 
keinen Anspruch auf die Sonn- und Feiertagsvergütung, Bedienstete, die einen Dienst an 
Sonn- und Feiertagen im Rahmen des Schicht- und Wechseldienstes leisten, haben einen 
solchen Anspruch. Zur Gleichbehandlung von Bediensteten in diesen Fällen wäre daher die 
Bestimmung des Abs. 3 entsprechend zu ändern. 
 
§ 17 Abs. 3 sollte daher wie folgt lauten: 

 
„(3) Ist regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der Beamte 

turnusweise zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten unter Gewährung einer entsprechenden 
Ersatzruhezeit eingeteilt, so gilt der Dienst an dem Sonn- und Feiertag als Werktagsdienst; 
wird der Beamte während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung herangezogen, so gilt dieser 
Dienst als Sonntagsdienst.“ 
 
 
2. Zum § 20b Abs. 4 GehG: 
 
Gemäß § 20b GehG gebührt Beamten, die durch Erklärung beim Arbeitgeber einen 
Pauschbetrag gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 lit. c, d oder e EStG 1988 in Anspruch nehmen, ein 
entsprechender Fahrtkostenzuschuss. Gem. § 20 Abs. 4 GehG ruht der 
Fahrtkostenzuschuss u.a. bei Anspruch auf Leistungen gem. § 22 RGV 
(Dienstzuteilungsgebühr) und ist entsprechend tageweise zu aliquotieren. 
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Während einer Dienstzuteilung wird bei zahlreichen Bediensteten der Fahrtkostenzuschuss 
gemäß § 20b Abs. 2 Z 3 GehG (Drittelstufe) vermindert. Gemäß geltender Rechtslage wäre 
nun dieser bereits reduzierte Fahrtkostenzuschuss nochmals um die Tage des 
Gebührenanspruchs für die Dienstzuteilungsgebühr zu reduzieren.  
 
Durch diese Rechtslage ergibt sich eine doppelte Aliquotierung. Dies erscheint unsachlich, 
da über die Drittelstufe des Fahrtkostenzuschusses ohnehin eine pauschale Aliquotierung 
vorliegt. Aus diesen Gründen wäre nach ho. Ansicht in § 20b Abs. 4 GehG der § 22 RGV 
vom Ruhen auszunehmen.  
 
§ 20b Abs. 4 sollte daher wie folgt lauten: 

 
„(4) Auf das Ruhen des Fahrtkostenzuschusses ist § 15 Abs. 5 anzuwenden. Der 

Fahrtkostenzuschuss ruht weiters während eines Zeitraumes, für den der Beamte Anspruch 
auf Leistungen nach dem § 34 der Reisegebührenvorschrift 1955 hat oder in dem die 
Bezüge des Beamten entfallen.“ 
 
 
3. Zum § 90 GehG: 
 
Gemäß § 151 BDG 1979 beträgt die Gesamtdauer des Dienstverhältnisses als Militärperson 
auf Zeit (MZ) statt bislang neun Jahre 15 Jahre. Die Bestimmungen zur Abfertigung für 
diese Bedienstetengruppe wurden allerdings nicht entsprechend geändert. 
 
Es wird daher angeregt, die Abfertigung für Militärpersonen auf Zeit an die Möglichkeit der 

Verlängerung des Dienstverhältnisses als Militärperson auf Zeit (15 Jahre statt bislang 

neun Jahren) entsprechend anzupassen. 
 
 
III. Zum Artikel 3 – Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948: 
 
1. Zum § 20 Abs. 1 Z 1 VBG: 
 
Gemäß § 50b BDG 1979 hat ein Beamter einen Rechtsanspruch zur Herabsetzung der 
regelmäßigen Wochendienstzeit zur Betreuung eines Kindes. Im Sinne der Gleichstellung 
der Beamten und Vertragsbediensteten wäre auch Vertragsbediensteten ein entsprechender 
Rechtsanspruch zu gewähren. 
 
§ 20 Abs. 1 Z 1 sollte daher wie folgt lauten: 
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„(1) Auf die Dienstzeit des Vertragsbediensteten sind die §§ 47a bis 50e BDG 1979 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß 

1. die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a oder 
50e BDG 1979 einschließlich deren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß bei Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen mit dem Vertragsbediensteten zu vereinbaren, 
nach § 50b BDG 1979 dem Vertragsbediensteten zu gewähren ist und“ 

 
In diesem Zusammenhang wird ersucht, die Begründung für die oben angeführten 

Änderungen in die Erläuterungen zum VBG aufzunehmen: 

 
Erläuterungen 

Zu § 20 Abs. 1 Z 1: 

Während es sich bei dem auf Beamte anwendbaren § 50b BDG 1979 um eine „ist“-Bestimmung handelt, wäre mit 

Vertragsbediensteten nach geltendem § 20 VBG eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit lediglich „zu 

vereinbaren“. Durch Herausstellen des § 50b BDG im Zusammenhang mit der Verwendung des Wortes „gewähren“ 

soll zum Ausdruck gebracht werden, dass auch Vertragsbediensteten ein Rechtsanspruch bei Vorliegen der 

gesetzlichen Voraussetzungen zukommt. Unverändert bleibt dabei aber, dass bei Vertragsbediensteten eine 

Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit jedenfalls unzulässig ist, wenn aus wichtigen dienstlichen Gründen 

eine Verwendung weder auf dem bisherigen noch auf einem anderen entsprechenden Arbeitsplatz möglich ist (s. § 50a 

Abs. 4 Z 3 BDG 1979).  

 
 
2. Zum § 26 Abs. 2 Z 4 VBG: 
 
Bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters für Vertragsbedienstete ist der 
Ausbildungsdienst nur für Frauen anzurechnen. In der gleichlautenden Bestimmung des 
§ 12 Abs. 2 Z 4 GehG wird hingegen der Ausbildungsdienst auch für Männer angerechnet. 
Im Sinne einer Gleichbehandlung wird daher die Streichung des Passus „für Frauen“ 
angeregt. 
 
§ 26 Abs. 2 Z 4 sollte daher wie folgt lauten: 

 
„4. der Leistung eines Grundwehrdienstes nach § 20 Wehrgesetz 2001 – WG 2001, 

BGBl. I Nr. 146/2001, oder eines entsprechenden Ausbildungsdienstes gleicher 
Dauer nach § 37 Abs. 1 WG 2001, oder des ordentlichen Zivildienstes nach § 1 
Abs. 5 Z 1 Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679/1986.“ ‘ 

 
 
3. Zum § 29b VBG: 
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Nach dem geltenden § 29b Abs. 3 endet ein Karenzurlaub ua. spätestens mit Ablauf des 
Kalendermonates, in dem der Karenzurlaub gemeinsam mit früheren Karenzurlauben eine 
Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht.  
 
Wie bereits oben ausgeführt, erscheint es aus Sicht des ho. Ressorts sinnvoll, die 
Verlängerung des Karenzurlaubes für Bedienstete über dem 55. Lebensjahr zu ermöglichen, 
da eine Rückkehr auf einen adäquaten Posten oftmals nur schwer realisierbar ist. 
 
Nach § 29b Abs. 3 könnte daher folgender Abs. 3a angefügt werden: 
 

„(3a) Dem Vertragsbediensteten, dessen Karenzurlaub nach Vollendung des 55. 
Lebensjahres endet, kann ein weiterer Karenzurlaub bis zur Versetzung in den Ruhestand 
gewährt werden.“ 
 
 
IV. Zum Artikel 8 – Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955: 
 
Schaffung eines § 73a RGV 1955: 
 
Mit dem Bundesgesetz vom 30. Dezember 2010, BGBl. I Nr. 111/2010 
(Budgetbegleitgesetz 2011), wurde für Dienstverrichtungen im Inland auf die 
Differenzierung der Reisegebührensätze nach Gebührenstufen mit Wirksamkeit vom 1. 
Jänner 2011 verzichtet.  
 
§ 25c Abs. 1 RGV 1955 sowie die Verordnung der Bundesregierung über die Festsetzung 
der Reisezulagen für Dienstverrichtungen im Ausland, BGBl. II Nr. 434/2001, stellt 
bezüglich der Festsetzung des Ausmaßes der Reisezulage weiterhin auf die Gebührenstufe 
ab, in die der Beamte nach § 3 Abs. 1 RGV 1955 in der bis zum 31. Dezember 2010 
geltenden Fassung einzureihen gewesen wäre.  
 
Nachdem in der oa. Fassung des § 3 Abs. 1 RGV 1955 die neu geschaffene 
Verwendungsgruppe M ZO 3 nicht vorhanden ist, sowie zwecks Klarstellung und korrekter 
Zuordnung einer Gebührenstufe für Dienstverrichtungen im Ausland, wäre festzulegen, dass 
die Verwendungsgruppe M ZO 3 aus reisegebührenrechtlicher Sicht der 
Verwendungsgruppe M ZO 2 gleichzustellen ist. 
 
Nach § 73 könnte daher folgender § 73a eingefügt werden: 

 
„Verwendungsgruppe M ZO 3 

 

17/SN-165/ME XXV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 11 von 21

www.parlament.gv.at



  12 von 21 

 

§ 73a. In reisegebührenrechtlicher Hinsicht sind Beamte der Verwendungsgruppe M ZO 3 
Beamten der Verwendungsgruppe M ZO 2 gleichgestellt.“ 
 
 
C) Weitere, über den gegenständlichen Entwurf hinausgehende Ressortanliegen zu im 
Entwurf nicht enthaltenen Gesetzen: 
 
I. Änderung des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984: 
 
Zum § 2 DVG: 
 
Im Hinblick auf die Möglichkeit der Bündelung von Behördenaufgaben im Sinne einer 
Effizienz- und Effektivitätssteigerung wäre eine Regelung ähnlich jener in § 3a DVG 
anzustreben, wonach einem „zentralen Dienstleister“, der nicht zwingend Dienstbehörde 
gemäß § 2 Abs. 2 oder 3 DVG sein muss, im Ressort bestimmte 
Dienstrechtsangelegenheiten mittels Verordnung übertragen werden können. 
 
Im § 2 wäre nach Abs. 3b folgender Abs. 3c einzufügen: 
 

„(3c) Jede Bundesministerin oder jeder Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler durch Verordnung einer Dienststelle die 
Vollziehung bestimmter Dienstrechtsangelegenheiten für alle dem Ressort angehörenden 
Beamtinnen und Beamten übertragen.“ 
 
 

II. Änderung des Auslandszulagen- und –hilfeleistungsgesetz: 
 
1. Zum § 6 AZHG: 
 
Wird die Wortfolge „einem Einsatz“ durch die Wortfolge „einer Entsendung“ und das Wort 
„einem“ durch das Wort „ein“ ersetzt 
 

§ 6 sollte daher wie folgt lauten: 

 
„§ 6. Der Klimazuschlag beträgt bei einer Entsendung überwiegend in ein 

Wüstengebiet oder Steppengebiet oder Gebiet mit tropischem Regenwaldklima 2 
Werteinheiten.“ 
 

Erläuterungen 

Zu § 6 AZHG: 
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Derzeit wird hinsichtlich der Zuerkennung des in § 6 AZHG geregelten Klimazuschlages durch die Verwendung des 

Wortes „Einsatz“ ausschließlich auf diesen abgestellt und es kann daher ein Klimazuschlag nicht bei Entsendungen 

gemäß § 1 Z 1 lit. d und § 1 Z 2 KSE-BVG (Übungen und Ausbildungsmaßnahmen im Ausland) zuerkannt werden. 

Allerdings sind auch zu Übungen und Ausbildungsmaßnahmen in Wüsten- oder Steppengebiete oder Gebiete mit 

tropischem Regenwaldklima entsendete Personen denselben klimatischen Einflüssen ausgesetzt, wie jene, die in 

derartigen Gebieten einen Auslandseinsatz absolvieren. Eine unterschiedliche Behandlung bei gleichen klimatischen 

Gegebenheiten, lediglich unterschiedlichem Entsenderegime ist sachlich nicht nachvollziehbar, daher soll die mit dem 

Klimazuschlag abgegoltene Belastung auch auf Übungen und Ausbildungsmaßnahmen im Ausland ausgeweitet werden. 

Es bestehen bereits erste Anlassfälle, so zB eine Entsendung einer Person zu einer seit Jänner 2014 laufenden 

Ausbildungsmaßnahme nach GHANA (Regenwald- und Steppengebiet). Darüber hinaus wird allerdings in Zukunft auf 

Grund des verstärkten Engagements des ÖBH im Rahmen von Einsätzen auf dem afrikanischen Kontinent (zB 

ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK, MALI) eine verstärkte Übungs- und Ausbildungstätigkeit ebendort 

einhergehen. 

 

Zu den angenommenen Kosten: Die einzelnen Entsendungen zu Übungen oder Ausbildungsmaßnahmen differieren in 

der Dauer, im Durchschnitt kann wohl von etwa zwei Wochen/Vorhaben ausgegangen werden. Nur einzelne der 

Vorhaben – dies auch mit unterschiedlichen Mannstärken – führen in Gebiete, die die Zuerkennung eines 

Klimazuschlages rechtfertigen. Unter der (hohen) Annahme einer Entsendung von 50 Personen für 2 * zwei Wochen 

(sohin einen gesamten Monat) mit Anspruch auf Klimazuschlag (2 Werteinheiten) ergäbe sich folgende Rechnung: 1 

WE € 107,01 * 2 = € 214,02 (pro Person und Monat) * 50 = € 10.701,-. Die bereits stattfindende o.a. Maßnahme in 

GHANA ergäbe Kosten idHv knapp € 2.600,-/Jahr. Es ist daher mit maximal € 15.000,-/Jahr an Mehrkosten zu rechnen. 

 

 
2. Zum § 15 Abs. 7 AZHG: 
 
Bemessungsgrundlage für den zu leistenden Pensionsbeitrag und den Dienstgeberbeitrag ist 
derjenige Monatsbezug, den die karenzierte Beamtin oder der karenzierte Beamte während 
des Karenzurlaubes tatsächlich bezieht. 
 

Im §15 Abs. 7 wäre nach Z 1 folgende Z 1a einzufügen: 

 
„1a. Ist eine in Z 1 genannte Person eine Beamtin oder ein Beamter, auf die § 1 

Abs. 14 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340/1965, nicht anzuwenden ist, 
gilt die Zeit des Karenzurlaubes als ruhegenussfähige Bundesdienstzeit. Der von 
der Beamtin bzw. dem Beamten zu entrichtende Pensionsbeitrag ist während der 
Zeit des Karenzurlaubes vom Dienstgeber zu zahlen. Bemessungsgrundlage für 
den zu leistenden Pensionsbeitrag und den nach § 22b Abs. 5 erster Satz GehG 
zu leistenden Dienstgeberbeitrag ist derjenige Monatsbezug, den die karenzierte 
Beamtin oder der karenzierte Beamte während des Karenzurlaubes tatsächlich 
bezieht. Die Dienstbehörde hat bei allen Beamtinnen und Beamten nach 

17/SN-165/ME XXV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 13 von 21

www.parlament.gv.at



  14 von 21 

 

Beendigung eines solchen Karenzurlaubes den Überweisungsbetrag gemäß § 308 
Abs. 4 ASVG zu beantragen.“ 

 

Erläuterungen 

Zu § 15 Abs. 7 AZHG: 

Die Beamtin bzw. der Beamte hat für jeden Kalendermonat ihrer oder seiner ruhegenussfähigen Bundesdienstzeit im 

Voraus einen monatlichen Pensionsbeitrag zu entrichten. Während der Zeit einer für die ruhegenussfähige 

Bundesdienstzeit anrechenbaren Dienstfreistellung (Karenzurlaub, Außerdienststellung) unter Entfall der Bezüge bildet 

die Bemessungsgrundlage für den zu leistenden Pensionsbeitrag und den Dienstgeberbeitrag derjenige Monatsbezug, 

der der Beamtin oder dem Beamten gebühren würde, wenn sie oder er nicht karenziert worden wäre. 

 

Damit bei den betroffenen Beamtinnen und Beamten der tatsächlich während des Auslandseinsatzes bezogene 

Monatsbezug in die Pensionsberechnung einfließt, bildet dieser die Bemessungsgrundlage für den Pensionsbeitrag und 

nicht der fiktive Monatsbezug der Beamtenlaufbahn. Der Dienstgeber Bund zahlt während des Karenzurlaubes auch den 

von der karenzierten Beamtin bzw. dem karenzierten Beamten zu entrichtenden Pensionsbeitrag, da diese ihre 

Pensionsversicherungsbeiträge während ihrer Tätigkeit im Karenzurlaub an den Pensionsversicherungsträger (PVA) 

entrichten. Nach dem Ende des Karenzurlaubes stellt der Dienstgeber Bund bei der PVA den Antrag auf Leistung eines 

Überweisungsbetrages nach § 308 Abs. 4 ASVG um die Kosten für die Entrichtung zumindest zum Teil zu 

kompensieren. Der Überweisungsbetrag nach § 308 Abs. 4 ASVG beträgt derzeit für jeden vom Dienstgeber Bund 

angerechneten Monat höchstens ca. 179 Euro (7% von 2.557,50 Euro), während der Pensionsbeitrag der Beamtin oder 

des Beamten bei einem 5.000-Euro-Bezug bei 600 Euro liegt. Die Differenz von ca. 420 Euro pro Monat und Person 

trägt der Bund und stellt einen Gehaltsbestandteil dar. Der Dienstnehmer hat bei der PVA ca. 476 Euro 

Pensionsversicherungsbeitrag pro Monat bezahlt (bis zur Höchstbeitragsgrundlage). Die Differenz zum 

Überweisungsbetrag von ca. 300 Euro verbleibt bei der PVA. 

 
 
3. Zum § 15 Abs. 6 AZHG: 
 
Seitens des ho. Ressorts wird um Aufnahme einer klarstellenden Formulierung im § 15 
Abs. 6 AZHG oder bei dessen allfälliger sonstiger Novellierung um Aufnahme einer 
Klarstellung in die Erläuterungen ersucht. Der Abschluss eines Dienstvertrages ist als einer 
Einberufung gleichzuhaltendes Ereignis zu verstehen. 
 

Erläuterungen 

Zu § 15 Abs. 6 AZHG: 

Gemäß § 15 Abs. 6 AZHG ist auf Personen, die nach diesem Abschnitt (Anm.: Abschnitt 2 des 1. Teils AZHG – 

Dienstverhältnis aus Anlass einer Entsendung) entsendet werden, das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, 

BGBl. Nr. 683, anzuwenden. Nachdem im APSG auf eine Einberufung (Zuweisung) zum Präsenz- oder Ausbildungs- 

oder Zivildienst, jedoch nicht auf den Abschluss eines Dienstvertrages (wie er im Fall eines DV aus Anlass der 
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Entsendung erfolgt) Bezug genommen wird, wird hiermit klargestellt, dass als einer Einberufung gleichzuhaltendes 

Ereignis der Abschluss des Dienstvertrages (mit dem darin festgehaltenen konkreten Datum) zu verstehen ist. 

 

 

III. Änderung des Militärberufsförderungsgesetzes 2004: 
 
1. Zum § 3 Abs. 4 MilBFG 2004: 
 
§ 3 Abs. 4 des Militärberufsförderungsgesetzes 2004 (MilBFG 2004) legt fest, dass bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses von Militärpersonen auf Zeit gemäß § 151 Abs. 4 Z 1 
und 4 BDG 1979 auch vor Vollendung des dritten Dienstjahres ein Anspruch auf 
Berufsförderung im Ausmaß von zwölf Monaten besteht. Diese Beendigungsgründe sind 
der Mangel der erforderlichen gesundheitlichen Eignung oder Bedarfsmangel, 
beispielsweise auf Grund einer Umstrukturierung. 
 
Eine entsprechende Bestimmung für Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 angehören – vergleiche in diesem Zusammenhang § 1 
Abs. 3 Z 2 lit. d des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146 - fehlt. Dies wiegt umso schwerer, 
als die Masse der sogenannten „Kräfte für internationale Operationen – 
Kaderpräsenzeinheiten“ aus solchen Militär-Vertragsbediensteten besteht. Es sollte daher 
auch dieser Personengruppe bei von ihnen nicht zu vertretenden Gründen, wie mangelnder 
gesundheitlicher Eignung oder Bedarfsmangel, die Möglichkeit eröffnet werden, vor 
Vollendung des dritten Dienstjahres einen Anspruch auf Berufsförderung zu erlangen. 
 
§ 3 Abs. 4 könnte daher wie folgt lauten: 
 

„(4) Bei Beendigung des Dienstverhältnisses gemäß § 151 Abs. 4 Z 1 und 4 
BDG 1979 besteht auch vor Vollendung des dritten Dienstjahres ein Anspruch auf 
Berufsförderung im Ausmaß von zwölf Monaten. Diese Bestimmung ist auch auf Soldaten, 
die dem Bundesheer auf Grund des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 gemäß § 1 
Abs. 3 Z 2 lit. d des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146, zeitlich befristet angehören, 
anzuwenden.“ 
 
 
2. Zum § 4 Abs. 2 MilBFG 2004: 
 
Die im § 1 Abs. 1 enthaltene Möglichkeit, die fachliche Ausbildung, Fortbildung oder 
Umschulung in öffentlichen oder privaten Bildungseinrichtungen sowie Betrieben im 
Ausland zu absolvieren, sofern eine entsprechende Berufsförderung im Inland nicht möglich 
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ist, hat in der Praxis Zuständigkeitsprobleme ergeben. Diese sollten durch eine Normierung 
der zuständigen Behörde im Falle einer Ausbildung im Ausland klar geregelt werden. 
 
§ 4 Abs. 2 könnte daher wie folgt lauten: 
 

„(2) Für Angelegenheiten der Berufsförderung gemäß § 2 ist das Militärkommando 
des jeweiligen Dienstortes der Militärperson auf Zeit und für Angelegenheiten gemäß § 3 
das Militärkommando des jeweiligen Hauptwohnsitzes der ehemaligen Militärperson auf 
Zeit örtlich zuständig. Besteht kein Wohnsitz im Inland, ist das Militärkommando des 
letzten Wohnortes des ehemaligen Anspruchsberechtigten örtlich zuständig.“ 
 
 
IV. Änderung des Wehrgesetzes 2001 und des Heeresgebührengesetzes 2001 
 
 

Änderung des Wehrgesetzes 2001 

 

Das Wehrgesetz 2001 (WG 2001), BGBl. I Nr. 146/2001, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 65/2015, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 4 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 
„Hinsichtlich der Verjährung dieser Entschädigung ist § 56a des Heeresgebührengesetzes 2001 
(HGG 2001), BGBl. I Nr. 31/2001, anzuwenden.“ 

2. Im § 30 Abs. 4 Z 5 entfällt die Zitierung „(HGG 2001), BGBl. I Nr. 31,“. 

3. Im § 37 Abs. 1 erster und zweiter Satz wird das Zahlwort „zwölf“ jeweils durch das Zahlwort 
„sechs“ ersetzt. 

4. Im § 60 wird nach Abs. 2o folgender Abs. 2p eingefügt: 
„(2p) § 4 Abs. 6, § 30 Abs. 4 und § 37 Abs. 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. XXX/2015, treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

 

 
Änderung des Heeresgebührengesetzes 2001 

 

Das Heeresgebührengesetz 2001 (HGG 2001), BGBl. I Nr. 31/2001, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 65/2015, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 56 folgender Eintrag eingefügt: 
„§ 56a. Verjährung“ 

2. § 55 Abs. 4 entfällt. 

3. Nach § 56 wird folgender § 56a samt Überschrift eingefügt: 
„Verjährung“ 

§ 56a. (1) Der Anspruch auf Leistungen verjährt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren 
geltend gemacht wird, nachdem die anspruchsbegründende Leistung erbracht worden oder der 
anspruchsbegründende Tatbestand entstanden ist. 
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(2) Das Recht auf Rückforderung von Übergenüssen verjährt nach drei Jahren ab Auszahlung 
oder Überweisung. 

(3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann nicht zurückgefordert werden. 
(4) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes über die Hemmung und Unterbrechung der 

Verjährung sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Geltendmachung eines Anspruches auf 
Leistung oder eines Übergenusses im Verwaltungsverfahren einer Klage gleichzuhalten ist.“ 

4. Im § 60 wird nach Abs. 2q folgender Abs. 2r eingefügt: 
„(2r) Das Inhaltsverzeichnis betreffend den Eintrag zu § 56a und § 56a samt Überschrift, 

jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015, treten mit 1. Jänner 2016 in 
Kraft.“ 

5. Im § 60 wird nach Abs. 4f folgender Abs. 4g eingefügt: 
„(4g) Mit Ablauf des 31. Dezember 2015 tritt § 55 Abs. 4 außer Kraft.“ 

 
 

Erläuterungen 
Zu § 4 Abs. 6 WG 2001: 

Die Bestimmungen über die Verjährung von Leistungen nach diesem Bundesgesetz entsprechend jener im GehG sind 
notwendig, da gemäß VwGH vom 27.02.2013, Zl. 2010/17/0022 ableitbar ist, dass eine Verjährung von öffentlich-
rechtlichen Ansprüchen – sofern eine solche nicht konkret vorgesehen ist – nicht erfolgt und dass die allgemeinen 
zivilrechtlichen Verjährungsbestimmungen auf öffentliches Recht nicht analog anwendbar sind. 

Zu § 37 Abs. 1 WG 2001: 

Nach der geltenden Rechtslage ist die erstmalige Dauer des Ausbildungsdienstes grundsätzlich mit mindestens zwölf 
Monaten festgelegt. Im Hinblick auf die mit Bundesgesetz BGBl. I Nr. 65/2015 erfolgte Neuregelung des 
Besoldungsdienstalters (§ 12 GehG) und der auf dieses Besoldungsdienstalter anrechenbaren Vordienstzeiten, 
insbesondere die dort normierte Höchstanrechnung von Zeiten des Ausbildungsdienstes auf sechs Monate (§ 12 Abs. 2 
Z 4 GehG), wird es künftig vermehrt erforderlich sein, die entsprechenden Personen bereits nach Ablauf dieses 
Zeitraumes in ein Dienstverhältnis als Soldat nach § 1 Abs. 3 Z 2 WG 2001 aufzunehmen. Mit der ins Auge gefassten 
Adaptierung des Mindestzeitraumes des Ausbildungsdienstes auf sechs Monate kann künftig eine freiwillige Meldung 
zum Ausbildungsdienst und eine entsprechende Einberufung zu diesem Wehrdienst auch für diese Mindestzeit verfügt 
und damit eine verwaltungsökonomische Vollziehungspraxis ermöglicht werden. 

Zu § 56a HGG 2001: 

Die Bestimmungen über die Verjährung von Leistungen nach diesem Bundesgesetz entsprechend jener im GehG sind 
notwendig, da gemäß VwGH vom 27.02.2013, Zl. 2010/17/0022 ableitbar ist, dass eine Verjährung von öffentlich-
rechtlichen Ansprüchen – sofern eine solche nicht konkret vorgesehen ist – nicht erfolgt und dass die allgemeinen 
zivilrechtlichen Verjährungsbestimmungen auf öffentliches Recht nicht analog anwendbar sind. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung 

 

Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Wehrgesetzes 2001 

§ 1 bis § 4 (5) … § 1 bis § 4 (5) … 

(6) Den Vorsitzenden und den übrigen Mitgliedern der Parlamentarischen 
Bundesheerkommission sind die notwendigen Aufwendungen, die ihnen aus ihrer 
Tätigkeit in der Parlamentarischen Bundesheerkommission erwachsen, 
einschließlich der notwendigen Fahrtkosten zu ersetzen. Diese Aufwendungen 
sind nach den Bestimmungen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133, 
für Beamte der Allgemeinen Verwaltung in der Dienstklasse VIII abzugelten. 
Dem amtsführenden Vorsitzenden gebührt überdies für seine Tätigkeit in der 
Parlamentarischen Bundesheerkommission eine Entschädigung im Ausmaß von 
20 vH des Gehaltes eines Bundesbeamten des Dienststandes der Allgemeinen 
Verwaltung in der höchsten Gehaltsstufe der Dienstklasse IX, den anderen 
Vorsitzenden gebührt diese Entschädigung im Ausmaß von 10 vH des 
bezeichneten Gehaltes. Den Vorsitzenden gebührt diese Entschädigung nicht, 
wenn sie Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates, eines Landtages oder 
Mitglieder der Bundes- oder einer Landesregierung sind. 

(6) Den Vorsitzenden und den übrigen Mitgliedern der Parlamentarischen 
Bundesheerkommission sind die notwendigen Aufwendungen, die ihnen aus ihrer 
Tätigkeit in der Parlamentarischen Bundesheerkommission erwachsen, 
einschließlich der notwendigen Fahrtkosten zu ersetzen. Diese Aufwendungen 
sind nach den Bestimmungen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133, 
für Beamte der Allgemeinen Verwaltung in der Dienstklasse VIII abzugelten. 
Dem amtsführenden Vorsitzenden gebührt überdies für seine Tätigkeit in der 
Parlamentarischen Bundesheerkommission eine Entschädigung im Ausmaß von 
20 vH des Gehaltes eines Bundesbeamten des Dienststandes der Allgemeinen 
Verwaltung in der höchsten Gehaltsstufe der Dienstklasse IX, den anderen 
Vorsitzenden gebührt diese Entschädigung im Ausmaß von 10 vH des 
bezeichneten Gehaltes. Den Vorsitzenden gebührt diese Entschädigung nicht, 
wenn sie Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates, eines Landtages oder 
Mitglieder der Bundes- oder einer Landesregierung sind. Hinsichtlich der 
Verjährung dieser Entschädigung ist § 56a des Heeresgebührengesetzes 2001 
(HGG 2001), BGBl. I Nr. 31/2001, anzuwenden. 

(7) bis (10) … (7) bis (10) … 

§ 5 bis § 30 (3) … § 5 bis § 30 (3) … 

(4) Als Gesundheitsschädigungen im Sinne des Abs. 3 Z 1 gelten solche, die 
der Soldat erlitten hat 

(4) Als Gesundheitsschädigungen im Sinne des Abs. 3 Z 1 gelten solche, die 
der Soldat erlitten hat 

 1. infolge des Wehrdienstes einschließlich einer allfälligen beruflichen Bil-
dung oder 

 1. infolge des Wehrdienstes einschließlich einer allfälligen beruflichen Bil-
dung oder 

 2. auf dem Weg zum Antritt des Wehrdienstes oder  2. auf dem Weg zum Antritt des Wehrdienstes oder 
 3. im Falle einer Dienstfreistellung auf dem Weg vom Ort der militärischen 

Dienstleistung zum Ort des bewilligten Aufenthaltes oder auf dem 
Rückweg oder 

 3. im Falle einer Dienstfreistellung auf dem Weg vom Ort der militärischen 
Dienstleistung zum Ort des bewilligten Aufenthaltes oder auf dem 
Rückweg oder 

 4. bei einem Ausgang auf dem Hin- oder Rückweg zwischen der Wohnung 
und dem Ort der militärischen Dienstleistung oder 

 4. bei einem Ausgang auf dem Hin- oder Rückweg zwischen der Wohnung 
und dem Ort der militärischen Dienstleistung oder 

 5. auf dem Hin- oder Rückweg zwischen der Wohnung oder dem Ort der 
militärischen Dienstleistung und einem Geldinstitut zum Zweck der 
Behebung von Geldleistungen nach dem Heeresgebührengesetz 2001 
(HGG 2001), BGBl. I Nr. 31, oder 

 5. auf dem Hin- oder Rückweg zwischen der Wohnung oder dem Ort der 
militärischen Dienstleistung und einem Geldinstitut zum Zweck der 
Behebung von Geldleistungen nach dem Heeresgebührengesetz 2001 
oder 
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 6. auf einem Weg nach Z 2 bis 5 im Rahmen einer Fahrtge¬meinschaft.  6. auf einem Weg nach Z 2 bis 5 im Rahmen einer Fahrtgemeinschaft. 

(5) … (5) … 
§ 31 bis § 36 … § 31 bis § 36 … 

§ 37. (1) Frauen und Wehrpflichtige können auf Grund freiwilliger Meldung 
nach den jeweiligen militärischen Erfordernissen einen Ausbildungsdienst in der 
Dauer von mindestens zwölf Monaten bis zu insgesamt vier Jahren leisten. Eine 
über zwölf Monate hinausgehende Dauer des Ausbildungsdienstes ist unter 
Bedachtnahme auf die jeweilige Ausbildung anlässlich der Einberufung oder 
während des Ausbildungsdienstes zu verfügen. Nach Maßgabe zwingender 
militärischer Interessen darf eine Verlängerung des Ausbildungsdienstes mit 
schriftlicher Zustimmung der Betroffenen um bis zu zwei Jahre verfügt werden. 
Der Ausbildungsdienst dient Ausbildungszwecken. Eine freiwillige Meldung zum 
Ausbildungsdienst ist beim Heerespersonalamt einzubringen und bedarf der 
Annahme (Annahmebescheid). Dabei ist auch die Eignung der Betroffenen zum 
Ausbildungsdienst zu prüfen (Eignungsprüfung). 

§ 37. (1) Frauen und Wehrpflichtige können auf Grund freiwilliger Meldung 
nach den jeweiligen militärischen Erfordernissen einen Ausbildungsdienst in der 
Dauer von mindestens sechs Monaten bis zu insgesamt vier Jahren leisten. Eine 
über sechs Monate hinausgehende Dauer des Ausbildungsdienstes ist unter 
Bedachtnahme auf die jeweilige Ausbildung anlässlich der Einberufung oder 
während des Ausbildungsdienstes zu verfügen. Nach Maßgabe zwingender 
militärischer Interessen darf eine Verlängerung des Ausbildungsdienstes mit 
schriftlicher Zustimmung der Betroffenen um bis zu zwei Jahre verfügt werden. 
Der Ausbildungsdienst dient Ausbildungszwecken. Eine freiwillige Meldung zum 
Ausbildungsdienst ist beim Heerespersonalamt einzubringen und bedarf der 
Annahme (Annahmebescheid). Dabei ist auch die Eignung der Betroffenen zum 
Ausbildungsdienst zu prüfen (Eignungsprüfung). 

(2) bis (3) … (2) bis (3) … 

§ 38 bis § 60 (2o) … § 38 bis § 60 (2o) … 
 (2p) § 4 Abs. 6, § 30 Abs. 4 und § 37 Abs. 1, jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015, treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

 

 

Änderung des Heeresgebührengesetzes 2001 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 

§ 1. bis 56. … § 1. bis 56. … 
§ 56a. Verjährung § 56a. Verjährung 
§ 1 bis § 55 (3) … § 1 bis § 55 (3) … 

 
 

Übergenuss Übergenuss 

(4) Das Recht auf Rückforderung von Übergenüssen verjährt nach drei 
Jahren ab Auszahlung oder Überweisung. Was trotz Verjährung geleistet worden 
ist, kann nicht zurückgefordert werden. Die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechtes über die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Geltendmachung eines Übergenusses im 
Verwaltungsverfahren einer Klage gleichzuhalten ist. 

entfällt 

§ 56 … § 56 … 
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Verjährung Verjährung 
 § 56a. (1) Der Anspruch auf Leistungen verjährt, wenn er nicht innerhalb 

von drei Jahren geltend gemacht wird, nachdem die anspruchsbegründende 
Leistung erbracht worden oder der anspruchsbegründende Tatbestand entstanden 
ist. 

 (2) Das Recht auf Rückforderung von Übergenüssen verjährt nach drei 
Jahren ab Auszahlung oder Überweisung. 

 (3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann nicht zurückgefordert 
werden. 

 (4) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes über die Hemmung und 
Unterbrechung der Verjährung sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Geltendmachung eines Anspruches auf Leistung oder eines Übergenusses im 
Verwaltungsverfahren einer Klage gleichzuhalten ist. 

§ 57 bis § 60 (2q) … § 57 bis § 60 (2q) … 

In- und Außerkrafttreten In- und Außerkrafttreten 
 (2r) Das Inhaltsverzeichnis betreffend den Eintrag zu § 56a und § 56a samt 

Überschrift, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015, 
treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

(3) bis (4f) … (3) bis (4f) … 
 (4g) Mit Ablauf des 31. Dezember 2015 tritt § 55 Abs. 4 außer Kraft. 
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Zu Gesprächen auf Beamtenebene im Gegenstand wird eingeladen. 
 

Dem Präsidium des Nationalrates wurde eine Ausfertigung dieser Stellungnahme auf 
elektronischem Wege übermittelt. 
 
 
 
 

10.11.2015 
Für den Bundesminister: 

FENDER 
Elektronisch gefertigt 
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